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Dienstpostenbewertungen grenzen den Kreis der Statusämter, 
denen ein Dienstposten zugeordnet werden kann, auf Status­
ämter einer bestimmten Besoldungsgruppe ein und ordnen so 
Dienstposten Statusämtern einer bestimmten Besoldungsgrup­
pe zu 1. Ihre Bedeutung für das Beamtenverhältnis folgt aus der 
Verknüpfung von Status und Funktion. Diese gehört zu den her­
gebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums 2 und ist we­
sentlich für die Besoldung der Beamten, ihren Anspruch auf 
amtsangemessene Beschäftigung, für Auswahlentscheidungen 
und dienstliche Beurteilungen. An der Dienstpostenbewertung 
als Zuordnungsinstrument hängt die Gerechtigkeit dieses Sys­
tems. Die Wertigkeit eines Amtes ist „ein verkleinertes Spie­
gelbild der verfassungsrechtlichen Funktion des Berufsbeam­
tentums“ 3. Dazu in Kontrast steht die Vernachlässigung des 
Themas in Rechtsprechung und Rechtswissenschaft.

I. Die Bedeutung der Dienstpostenbewertung für 
das Beamtenrecht

1. Statusamt und Funktionsämter

Die für die Dienstpostenbewertung ausschlaggebenden Wer­
tungen konkretisieren neben Fachgesetzen, Laufbahnrecht, ggf. 
Haushaltsrecht und traditionellen Leitbildern den Inhalt des 
Statusamtes 4. Dieses charakterisiert die dienstrechtliche Stel­
lung des Beamten nach Amtsbezeichnung, Besoldungsgruppe 
und Laufbahn. So werden Inhalt, Bedeutung, Umfang und Ver­
antwortung und damit die Wertigkeit des Amtes in abstrakter 
Weise im Verhältnis zu anderen Ämtern ausgedrückt 5. Dem­
gegenüber beschreibt das Amt im funktionellen Sinne, das 
Funktionsamt, die Stellung des Beamten im Organisations­
gefüge. Unterschieden wird zwischen dem konkreten Amt im 
funktionellen Sinne, dem Dienstposten, und dem abstrakten 
Amt im funktionellen Sinne. Während der Dienstposten durch 
die konkret auf der Stelle zu erbringenden Aufgaben definiert 
wird, beschreibt das Amt im abstrakt-funktionellen Sinne den 
„Aufgabenkreis, der einem Inhaber dieses Statusamts bei einer 
bestimmten Behörde auf Dauer zugewiesen ist“ 6. Es umfasst 
die Dienstposten, auf die die Inhaber des Statusamtes umge­
setzt werden können.

2. Dienstpostenbewertung und amtsangemessene 
Besoldung

Die Dienstpostenbewertung hat als Methode, Dienstposten  
Statusämtern einer bestimmten Besoldungsgruppe zuzuord­
nen, zentrale Bedeutung für die Besoldungsgerechtigkeit. Je­
dem Dienstposten ist ein Statusamt zugeordnet, an das die  
Besoldungsgesetze eine bestimmte Besoldung knüpfen. Ist die 
Zuordnung von Dienstposten zu Statusämtern fehlerhaft, leidet 
die Besoldungsgerechtigkeit. Trotzdem schenken Rechtspre­
chung und Rechtswissenschaft dieser Zuordnung bislang we­
nig Aufmerksamkeit.

Mehr Aufmerksamkeit erfährt dagegen die Besoldungshöhe. 
Nach dem Grundsatz der amtsangemessenen Alimentation rich­

tet sich die Angemessenheit der Besoldung unter anderem nach 
Dienstrang, Bedeutung des Amtes, Verantwortung, Ansehen 
des Amtes in den Augen der Gesellschaft, aber auch nach Aus­
bildungsstand, Laufbahnbefähigung und Beanspruchung des 
Amtsinhabers 7. Auf diese Kriterien gründet die Hierarchie der 
Statusämter, der die Stufung der Bezüge in der Besoldungsord­
nung entsprechen muss 8. Jedem Amt ist eine Wertigkeit eigen, 
die sich in der Besoldungshöhe abbilden muss 9.Das Besol­
dungsrecht spiegelt so über das Statusrecht das beamtenrecht­
liche Leistungsprinzip, das auch beinhaltet, dass Beförderungs­
erfolg aufgrund von Eignung, Befähigung und fachlicher 
Leistung anerkannt und rechtlich abgesichert wird 10. Weil der 
Grundsatz der amtsangemessenen Alimentation an die Hierar­
chie der Statusämter anknüpft, verlangt er eine Angemessen­
heitsrelation der Besoldung nur in Bezug auf das Statusamt, 
nicht aber in Bezug auf den Dienstposten 11. 

Aus dem Alimentationsprinzip und dem Gleichheitssatz folgt 
im Übrigen, „dass für gleiche und vergleichbare Ämter der­
selben Laufbahn im Hinblick auf … gleiche Tätigkeit, gleiche 
Leistung, gleiche Verantwortung und gleiche Arbeitslast auch 
gleiche Besoldung gewährt“ werden muss 12.

Nach alledem müssen im Statusamt die für die Amtsangemes­
senheit der Besoldung wesentlichen Gesichtspunkte abgebildet 
sein. Weiterhin muss einem Statusamt auch ein Aufgabenkreis 
immanent sein, an dem die Amtsangemessenheit der Besol­
dung gemessen werden kann 13. Auf dieser Linie stellt das 
BVerwG fest: „Den Amtsinhalt der statusrechtlichen Ämter  
bestimmt grundsätzlich der Gesetzgeber“ 14 und zwar durch das 
Besoldungsrecht und ergänzend durch das Haushaltsrecht 15.
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